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Ähnlich äußert sich auch Markus 
Reiterer, seit dem 1. Juli 2013 der 
neue Generalsekretär der Alpenkon-
vention, im Interview mit unserer 
Zeitschrift: „Ich denke, dass die 
Alpen mit ihren 14 Millionen Ein-
wohnern im Bereich des Alpenkon-
ventionsperimeters den zentralen 
Bestandteil einer solchen Strategie 
bilden müssen. Dass dieses Gebiet in 
den unterschiedlichsten Wechselbe-
ziehungen zu den umliegenden Ge-
bieten steht, ist natürlich auch klar. 
Hier wird es stark um die Solidarität 
zwischen den alpinen und außeral-
pinen Gebieten gehen müssen.“
Reiterer zieht auch eine differen-
zierte Bilanz über die Entwicklung 
der Alpenkonvention. Kritisch merkt 
er ein Kommunikationsproblem an: 
„Wir sind zu wenig bekannt und bei 
den Leuten, die uns kennen, haben 
wir oft den falschen Ruf.“ Dieser 
falsche Ruf ist aus der Sicht des Ge-
neralsekretärs jener, alles verbieten 
und jede Art von Entwicklung hinter-
treiben zu wollen. Markus Reiterer 
stellt in diesem Zusammenhang klar, 
dass die Konvention der nachhalti-
gen Entwicklung dient: „In dieser 
Formulierung ist die Entwicklung 
aber auch der notwendige Schutz 
enthalten. Wir haben sehr viel Ar-
beit zu leisten, das Verständnis von 
Alpenkonvention zu ändern.“ Gerne 
werden wir mit unserer Zeitschrift 
„Die Alpenkonvention“ den Gene-

ralsekretär und sein Team auf dieser 
Gratwanderung kritisch begleiten 
und versuchen, dazu beizutragen, 
dass die Dualität von Schutz und 
Entwicklung gewahrt wird.  
Zu den weiteren Themen dieses Hef-
tes zählen ein Bericht von der CIPRA 
Österreich-Tagung über das Durch-
führungsprotokoll der Alpenkonven-
tion „Naturschutz und Landschafts-
pflege“, sowie eine Analyse des 4. 
Alpenzustandsberichts „Nachhalti-
ger Tourismus in den Alpen“. Aufge-
zeigt werden auch die Versäumnisse 
Österreichs, den Anforderungen der 
EU-Kommission beim Schutzgebiets-
netzwerk Natura 2000 gerecht zu 
werden. Erschreckend ist in diesem 
Zusammenhang die Information, 
dass Österreich aus der Sicht der 
Generaldirektion Umwelt der EU-
Kommission bei mehr Meldungen 
nach der Fauna-Flora-Habitat-Richt-
linie säumig ist, als alle anderen EU-
Mitgliedsstaaten zusammen! Vom 
einstigen Umweltmusterland bleibt 
da nicht mehr viel übrig. Der Bund 
ist gemeinsam mit den Ländern dazu 
aufgerufen endlich ihre Verweige-
rungshaltung aufzugeben, um Scha-
den im materiellen und ideellen 
Sinn von Österreich abzuwenden. 
Garantiert spannenden Lesestoff 
verspricht
 
Ihr
Hannes Schlosser

Liebe Leserinnen und Leser!

In den Wochen und Monaten bis 
zum Jahresende geht die Diskussi-
on um eine Makroregionale Strate-
gie für die Alpen in ihre vermutlich 
entscheidende Phase. Ewald Galle 
berichtet in seinem Beitrag über Sit-
zungen und Initiativen der letzten 
Monate zu diesem Thema und skiz-
ziert den Fahrplan der bevorstehen-
den Gesprächsrunden und Abstim-
mungen. Über die unverzichtbare 
Rolle der Alpenkonvention in diesem 
Prozess lässt Ewald Galle keinen 
Zweifel offen: „Eine so umfassende 
Strategie wird aber wohl kaum die 

Alpenkonvention als einzig existie-
render gemeinsamer und zudem 
rechtlich verbindlicher Rahmen ne-
gieren können: wer soll denn sonst 
die vitalen Interessen der ÄlplerInn-
nen wahrnehmen?“
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Die Fahne der Alpenkonvention weht an deren Sitz 
unter dem Innsbrucker Goldenen Dachl.
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Bekenntnis zur Alpenkonvention

Am 2. September kam es vor dem Innsbrucker Goldenen Dachl zu einem Treffen besonderer Art. Auf Initiati-
ve von Peter Haßlacher, Vorsitzender von CIPRA Österreich, machten sich Tirols Landeshauptmann Günther 
Platter und Innsbrucks Bürgermeisterin Christine Oppitz-Plörer auf, um den neuen Hausherrn unterm 
Goldenen Dachl, Alpenkonventionsgeneralsekretär Markus Reiterer, gemeinsam zu begrüßen. 
Das damit verbundene Bekenntnis der beiden Tiroler SpitzenpolitikerInnen zur Alpenkonvention und zum 
Standort von dessen Ständigen Sekretariat, soll sich aber nicht auf ein Erinnerungsfoto beschränken. Wir ha-
ben Platter und Oppitz-Plörer gebeten, ihre Sicht auf die Alpenkonvention in Gastbeiträgen darzulegen.

Eine Plattform für nachhaltige 
Entwicklung im Alpenraum 
Dass die Alpenkonvention und ihr Ständiges Sekretariat 
in Innsbruck in den letzten zehn Jahren zu einem aner-
kannten Akteur in der Alpenszene geworden sind, freut 
mich sehr, denn das Land Tirol ist sich seiner Verantwor-
tung für diese einzige in Österreich ansässige interna-
tionale Einrichtung mit Sitz in einer Landeshauptstadt 
bewusst. 
Der Erfolg der Alpenkonvention als Plattform für nach-
haltige Entwicklung im Alpenraum liegt mir am Herzen. 
Das Land Tirol wird daher die gute Tradition intensiver 
institutioneller Kontakte mit ihren Gremien weiter 
pflegen. Dies gilt für die laufende 
Mitarbeit von Tiroler Vertretern 
als gemeinsame Ländervertreter 
in der österreichischen Delegation 
genauso wie für die aktive Wahr-
nehmung der Beobachterfunktion 
der Arge Alp in den Alpenkonventi-
onsorganen. 
Als Landeshauptmann von Tirol 
war es mir immer wichtig, die al-
pinen Anliegen in den größeren 
Kontext der europäischen Politiken 
zu stellen, auch deswegen, weil 
Europa die Besonderheiten des Al-
penraums oftmals nicht in ausrei-
chendem Maß berücksichtigt. Um 
diese Anliegen zur Geltung zu brin-
gen, ist es erforderlich, Synergien 
zwischen den Institutionen des Alpenraums zu nutzen. 
Besonders geboten ist dies im Hinblick auf das politische 
Ziel der Schaffung einer Europäischen Makroregionalen 
Strategie für den Alpenraum. 
Die von den Alpenregionen unter Federführung der Arge 
Alp ergriffene Initiative zur Erstellung einer EU-Alpen-
strategie hat breite politische Unterstützung erfahren. 
Alpenregionen und Alpenstaaten arbeiten gemeinsam 
an einem Dokument als Grundlage für entsprechende 
Schlussfolgerungen des Europäischen Rats im Dezember 
2013. Für Tirol geht es dabei um die Sicherung der In-
teressen der Berggebiete sowie um die Verankerung der 
entscheidenden Rolle der Regionen in der Governance 
der Alpenstrategie. Bei deren Erarbeitung müssen 
selbstverständlich alle wesentlichen Interessensträger 
einschließlich der Alpenkonvention einbezogen werden. 
Davor ist jedoch noch viel Überzeugungsarbeit auf dem 
Brüsseler Parkett zu leisten.

Günther Platter 
Landeshauptmann von Tirol
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Zum Schutz der Alpen − über alle 
Grenzen hinweg

Wer unsere Stadt zum ersten Mal besucht, erkennt so-
gleich, was Einheimische und BesucherInnen seit jeher 
an Innsbruck fasziniert: Alpines und Urbanes finden hier 
auf kleinem Raum Platz. Tradition und Moderne existie-
ren direkt nebeneinander: Der 800 Jahre alte Stadtkern 
trifft auf moderne architektonische Akzente, unsere 
Stadt verfügt über ein vielseitiges Kultur- und Sportan-
gebot für jeden Geschmack. 
Die Natur, die Berge und das Naherholungsgebiet um In-
nsbruck sind unser Kapital — jetzt und in der Zukunft. 
Tirol und seine Landeshauptstadt und damit alle Be-

wohnerInnen profitieren 
stark vom Tourismus. In-
nsbruck und seine Um-
gebung zeichnet eine 
besondere Mischung aus 
landschaftlicher Schön-
heit, Gastfreundschaft 
und erstklassiger touris-
tischer Infrastruktur aus 
und begeistert zu allen 
Jahreszeiten Gäste aus 
aller Welt. Gerade für 
nachfolgende Genera-
tionen wird es daher 
besonders wichtig sein, 
unseren Lebensraum zu 
pflegen und zu bewah-
ren. Der Trend geht hin 

zu einem sanften, naturnahen, ökologisch vertretbaren 
und nachhaltigen Tourismus. 
Das Ansinnen der grenzüberschreitenden Alpenkonven-
tion geht uns alle an: Dieses Übereinkommen zwischen 
Vertretern der acht Alpenländer und der Europäischen 
Union möchte das Bewusstsein für Themen wie Touris-
mus, Wirtschaft, Verkehr, Energie und Naturgefahren 
stärken. Zum Schutz der Alpen werdwen überregionale 
Interessen sowie die Anliegen der ansässigen Bevölke-
rung in einem ausgewogenen Verhältnis zueinander be-
rücksichtigt. 
Ich gratuliere Mag. Markus Reiterer zu seinem Amt als 
neuer Generalsekretär in Innsbruck und sichere seinem 
Team und der Alpenkonvention meine Unterstützung 
zu. Ich wünsche ihm für die Bewältigung der verant-
wortungsvollen Aufgaben und Herausforderungen zum 
Wohle unserer Natur und zur Bewahrung unserer Alpen-
region für die Zukunft alles Gute.

Mag.a Christine Oppitz-Plörer
Bürgermeisterin der Tiroler Landeshauptstadt Innsbruck

Bekenntnis für die Alpenkonvention (v.l.): Peter Haßlacher, Bgm.in Christi-
ne Oppitz-Plörer,  GS Markus Reiterer, LH Günther Platter.



3die alpenkonvention    72/2013

Interview mit Markus Reiterer

Hannes Schlosser: Herr Reiterer, 
Sie sind wie Ihr Vorgänger Marco 
Onida Umweltjurist. Wie ist ihr 
Bezug zur Alpenkonvention?
Markus Reiterer: Am Beginn meines 
Werdeganges, vor vielen Jahren am 
Institut für Völkerrecht in Wien, 
habe ich entschieden, mich im in-
ternationalen Umweltrecht zu spe-
zialisieren. 1999 wurde ich vom Au-
ßenministerium gefragt, dort für ein 
Jahr internationale Umweltagenden 
zu betreuen, weniger die recht-
liche, als die politische Seite. Sehr 
rasch kam ich mit Fragen der Alpen-
konvention in Kontakt. Mich hat das 
wahnsinnig fasziniert. Auch deshalb, 
weil ich selber gerne auf Berge hi-
naufsteige und die Natur und die 
Schönheit der Alpen genieße. Ich 
habe die Gründung des Ständigen 
Sekretariates mitverhandelt, war 
bei den Verhandlungen zum Über-
prüfungsausschuss dabei und habe 
den österreichischen Ratifikations-
prozess der Protokolle betreut.
Ich bin dann dem diplomatischen 
Dienst beigetreten. War einige Zeit 
Referatsleiter für internationales 
Wirtschafts- und Umweltrecht im 
Außenministerium und ging dann 
nach Genf. Im Rahmen der Abrü-
stungskonferenz habe ich mich sehr 
stark mit den Problemen der nukle-
aren Abrüstung, der Landminen, der 
Streumunition auseinandergesetzt. 
2006 haben wir dann eine Konventi-
on beschlossen, die diese Streumu-
nition komplett verbietet. Es folgten 
vier Jahre als Leiter der politischen 
Abteilung in unserer Botschaft in 
Washington. Zuletzt war ich bei der 
CTBTO in Wien, der Organisation zur 
Einhaltung des Verbotes von Nukle-
arwaffentests. Dann erschallte der 
Ruf der Alpenkonvention. 

Sie kehren aus der ganz großen 
Welt in das überschaubare Gebiet 
der Alpen zurück. Wie geht es Ih-
nen damit? 
Reiterer: Es ist nur im geogra-
fischen Sinn eine kleinere Welt. 
Inhaltlich ist die Alpenkonvention 
ziemlich umfassend. Es geht um 
Energie, Verkehr, Green Economy, 

nachhaltigen Tourismus, Boden- 
und Naturschutz usw. — das ist eine 
Bandbreite an Themen, die man 
sonst nicht so leicht findet. 
Man darf auch nicht vergessen, dass 
ein Teil der Arbeit des Generalse-
kretärs die Beziehung zu anderen 
Berggebieten ist. Auch das ist mir 
wichtig. 

Wie sehen Sie die Entwicklung der 
Alpenkonvention in den letzten 
Jahren? 
Reiterer: Es ist ein Unterschied, 
eine Sache von außen zu beobach-
ten und sich ein Bild zu machen 
oder ob man selber drinnen steckt. 
Ich bin gerade in der Umbruchpha-
se von einem externen Beobachter 
zum internen Akteur, da fällt es 
nicht leicht, eine Zusammenschau 
zu machen.
Ich denke in vielen Dingen hat sich 
die Alpenkonvention sehr positiv 
entwickelt. Wir haben gegenüber 
der Zeit vor zehn Jahren eine gute 
Anzahl an Ratifikationen der Pro-
tokolle. Das ist an sich einmal ein 
großer Fortschritt. Als ich den Al-
penkonventionsbereich verlassen 
habe, schien mir eine Ratifikation 
der Verkehrsprotokolls durch Italien 
und die EU in weiter Ferne. 
Es gibt natürlich auch Dinge, die we-
niger positiv zu vermerken sind. Die 
Alpenkonvention hat offensichtlich 

ein Kommunikationsproblem. Wir 
sind zu wenig bekannt und bei den 
Leuten, die uns kennen, haben wir 
oft den falschen Ruf. Es liegt mir 
als Generalsekretär sehr am Her-
zen, hier Akzente zu setzen. Das 
betrifft unseren Sitz in Innsbruck, 
die Außenstelle in Bozen und den 
gesamten Alpenraum. Wir müssen 
das Verständnis schärfen, was die 
Alpenkonvention eigentlich ist und 
was sie will. Der Alpenkonvention 
wird vorgeworfen, alles verbieten, 
jede Art von wirtschaftlicher oder 
sonstiger Entwicklung hintertreiben 
zu wollen. Da muss man ganz klar 
sagen, so ist es nicht. Es ist eine 
Konvention, die der nachhaltigen 
Entwicklung dient — in dieser For-
mulierung ist die Entwicklung aber 
auch der notwendige Schutz enthal-
ten. Wir haben sehr viel Arbeit zu 
leisten, das Verständnis von Alpen-
konvention zu ändern. 

Wenn man beweisen will, nicht 
der Verhinderer zu sein, läuft man 
dann nicht Gefahr, zu viel zuzulas-
sen?
Reiterer: Irgendjemand hat das 
Bild verwendet, dass man die Kuh, 
die man melken will, gut versorgen 
muss, damit man sie auch in Zukunft 
melken wird können. Wenn ich das 
Thema nachhaltiger Tourismus im Al-
penraum anschaue: warum kommen 

Am 1. Juli 2013 hat der österreichische Diplomat MARKUS REITERER seine Tätigkeit als Generalsekretär der 
Alpenkonvention angetreten. Im Gespräch mit HANNES SCHLOSSER erzählt Reiterer über seinen Werdegang, 
schätzt Stärken und Schwächen der Alpenkonvention ein und äußert sich zu den aktuellen heißen Eisen.

Ein Botschafter der Alpen
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die Leute in die Alpen auf Urlaub? 
Der größte Teil wohl deswegen, weil 
es schöne Naturräume gibt, die zum 
Teil noch wirklich unberührt sind 
und man einen alpinen Aufenthalt 
wirklich genießen kann. Wird die-
ser Raum sukzessive ruiniert, kann 
irgendwann diese Kuh nicht mehr 
gemolken werden − es widerspricht 
also auch wirtschaftlichen Interes-
sen, wenn zu viel zerstört wird. 
Das ist einer der wesentlichen Me-
chanismen, die man in diese Diskus-
sion hineinbringen muss. Die Kon-
vention sagt ja zum Großteil nicht 
was verboten ist, sondern zeigt auf, 
wie könnte man es machen, dass es 
nachhaltig wird. Wenn ich nachhal-
tig arbeiten will, muss ich manche 
Bereiche nachhaltig schützen, weil 
sonst die Arbeitsgrundlage verloren 
geht. So gesehen reduziert sich auch 
die Gefahr, dass man zu lasch wird, 
oder zum Papiertiger. 

Eine Grundidee der Alpenkonven-
tion ist es, für die Alpen gemein-
same Ziele zu formulieren. Ge-
rade im Tourismus herrscht aber 
schärfste Konkurrenz zwischen 
Orten und Regionen im Wettbe-
werb um Superlative. 
Reiterer: Es gibt wunderbare Bei-
spiele von nachhaltigen Tourismus-
konzepten. Die Initiative Bergstei-
gerdörfer ist ein sehr gutes Beispiel 
einer Umsetzung der Alpenkonven-
tion, das jetzt beginnt, sich auch 
nach Italien auszuweiten. 
Wir haben gerade den Alpenzu-
standsbericht über den nachhal-
tigen Tourismus herausgebracht, der 
eine ganze Reihe von Best-Practices 
aufzeigt. Das heißt auch, dass man 
voneinander lernen kann und den 
anderen nicht nur als Konkurrenten 
zu sehen, sondern als Bereicherung. 

Ihr Vorgänger hat immer wieder 
formuliert, die Umsetzung der Al-
penkonvention müsse auf Gemein-
deebene beginnen. Teilen sie die-
se Sichtweise?
Reiterer: Wenn ich etwas mit Le-
ben erfüllen will, muss ich zu jenen 
Akteuren gehen, die das tun kön-
nen. Dabei spielen die Gemeinden 
eine zentrale Rolle, aber es gehören 
auch die Ebenen der Bezirke, Län-
der und Staaten dazu — und ganz 
besonders wichtig die Zivilgesell-
schaft. Es braucht ein Miteinander 
aller Akteure. 

Ihr Amtsantritt fällt zusammen 
mit der entscheidenden Phase um 
eine Makroregionale Strategie 
(MRS) für die Alpen. Es gibt unter-
schiedliche inhaltliche Positionen, 
einschließlich der Frage der ter-
ritorialen Ausdehnung einer mög-
lichen Makroregion. 
Reiterer: Es gibt den Beschluss von 
Poschiavo, der für mich ein Mandat 
vorgibt, was sich die Alpenkonven-
tion unter einer solchen MRS vor-
stellt. Es gibt eine Anzahl anderer 
Dokumente, darunter den Beschluss 
des Europäischen Parlaments, der 
ganz deutlich davon spricht, dass 
die Alpenkonvention bei einer MRS 
eine klare Rolle zu spielen hat. Dazu 
kommt die Aussage der Europä-
ischen Kommission, wonach es keine 
neuen Institutionen geben soll und 
jene Organisationen die eine Rolle 
spielen, dies auch in Zukunft tun 
sollen. 
Es ist letztlich auch eine Frage des 
effektiven und sparsamen Umgangs 
mit Steuergeld. Ich kann nicht stän-
dig neue Organisationen gründen, 
doppelgleisige Strukturen und Re-
dundanzen schaffen. Es geht also 
darum, bestehende Strukturen best-
möglich zu nutzen. Das Verhältnis 
der Alpenkonvention zu einer MRS 
hängt auch davon ab, welche Zwe-
cke verfolgt werden. Die Alpenkon-
vention ist als völkerrechtlicher Ver-
trag mit gewissen Verhaltensregeln 
konzipiert, die MRS hat offensicht-
lich einen weiter gehenden Rah-
men: Wie schaffe ich es in Zeiten 
der Krise die wirtschaftliche Fähig-
keit der Region zu erhalten, Gelder 
bestmöglich herein zu bringen und 
wie verbinde ich das Ganze mit dem 
Prinzip der Nachhaltigkeit.

Welche Ziele verfolgen Sie bei der 
Makroregionalen Strategie? 
Reiterer: Ich erwarte mir von ei-
ner MRS, dass alle Akteure die eine 
wichtige Rolle spielen, in einem of-
fenen Prozess gemeinsam die stra-
tegischen Ziele definieren und ge-
meinsam auf die Umsetzung dieser 
Ziele hinarbeiten. Dazu gehören die 
Alpenkonvention ebenso wie die 
Regionen, die Arge Alp etc. Es sind 
viele Gespräche und Aktivitäten im 
Gange, die mir zeigen, dass das mit 
Energie und Ernst betrieben wird, 
was grundsätzlich positiv ist. 
Ich denke, dass es wichtig ist zu se-
hen, dass die Alpen mit ihren 14 Mil-

lionen Einwohnern im Bereich des 
Alpenkonventionsperimeters den 
zentralen Bestandteil einer solchen 
Strategie bilden müssen. Dass dieses 
Gebiet in den unterschiedlichsten 
Wechselbeziehungen zu den umlie-
genden Gebieten steht, ist natürlich 
auch klar. Hier wird es stark um die 
Solidarität zwischen den alpinen 
und außeralpinen Gebieten gehen 
müssen.

Italien hat seine Zustimmung zum 
Verkehrsprotokoll mit einer Erklä-
rung verknüpft. Wie bewerten Sie 
diese? 
Reiterer: Man muss sich anschau-
en, worum es sich wirklich handelt. 
Ist es eine Erklärung oder ein Vorbe-
halt? Darüber wird derzeit mit einer 
großen Ernsthaftigkeit diskutiert. Es 
gab schon zwei Sitzungen des Stän-
digen Ausschusses, die sich mit die-
ser Frage beschäftigt haben und es 
gibt auch genügend Völkerrechtler 
die sich in den Hauptstädten mit der 
Erklärung der Italiener auseinander-
setzen. 
Politisch ist das Wichtige: Italien hat 
ratifiziert. Die Beurteilung dieser Er-
klärung obliegt den Vertragsstaaten, 
die kann ich als Generalsekretär 
nicht treffen, auch wenn ich dazu 
eine persönliche Meinung habe. 

Stimmen sie mir zu, dass es kein 
bilaterales Problem zwischen Ös-
terreich und Italien ist, sondern 
alle Teilnehmer der Alpenkonven-
tion betrifft?
Reiterer: Es ist kein italienisch-
österreichisches Problem, sondern 
eine Frage die von allen diskutiert 
wird und das zeigt sich auch im Stän-
digen Ausschuss. Da nimmt die Frage 
niemand leicht. Was die Sache etwas 
relativiert, ist die Tatsache, dass 
die Ratifikation des Verkehrsproto-
koll durch die EU ohne irgendeiner 
Erklärung oder Vorbehalt erfolgt 
ist. Es hat, wie wir hören, im euro-
päischen Meinungsbildungsprozess 
keinerlei Bedenken gegeben seitens 
einzelner EU-Mitgliedsstaaten, die 
auch Alpenkonventionsstaaten sind. 
Wir haben also einen sehr klaren und 
reinen Ratifikationsbeschluss durch 
die EU. Das ist schon ein Hinweis da-
rauf, dass das Verkehrsprotokoll —
zumindest was die EU-Kompetenzen 
betrifft — ohne irgendeiner Erklä-
rung gilt. 
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Können Sie schon besondere Ak-
zente formulieren, die Sie als Ge-
neralsekretär setzen wollen?
Reiterer: Bevor ich konkrete Vor-
schläge mache, will ich genau wis-
sen, was wirklich läuft. Ich inve-
stiere jetzt viel in die Analyse: wo 
stehen wir und was ist sinnvoll zu 
machen. Sicher ist, dass wir die Al-
penkonvention besser nach außen 
kommunizieren müssen. Dabei sind 
wir auch auf die Unterstützung der 
Zivilgesellschaft, aber auch von 
Journalisten angewiesen. Die Zeit-
schrift „Die Alpenkonvention“ ist 
dabei ein wichtiger Promotor un-
serer Ideen und ein wichtiger Part-
ner.

Stimmen Sie der Zuschreibung zu, 
der Generalsekretär ist der „An-
walt der Alpen“? 
Reiterer: Wie wäre es mit „Bot-
schafter der Alpen“? 

Was spricht gegen den Anwalt?
Reiterer: Gar nichts, aber ich 
komme halt aus der Diplomatie und 
da würde man sich eher als Botschaf-
ter sehen. Ein Anwalt ist jemand, 
der sich in einem Rechtsverfahren 
für die Position eines Klienten ein-
setzt — und hier geht es meist um 
streitige Verfahren. Der Botschafter 
ist jemand, der sich für die Interes-
sen eines Klienten einsetzt, ohne 
dass man notwendigerweise streiten 
muss. Er hat ein viel weiteres Auf-
gabengebiet als der Anwalt, weil es 
viel offener ist und in alle möglichen 
Bereiche hineingeht. 

Sie haben im Ständigen Sekretari-
at ein kleines Team an das große 

Anforderungen gestellt werden. 
Wie gehen Sie damit um?
Reiterer: Ich bin froh, dass wir ein 
wirklich gutes Team haben. Zugleich 
bin ich noch auf der Suche nach 
einem stellvertretenden General-
sekretär, einer stellvertretenden 
Generalsekretärin, und hoffe, diese 
Position rasch besetzen zu können. 
Wenn wir die Aufgaben bewältigen 
wollen, müssen alle Leute gut arbei-
ten. 
Was mir gefällt ist die Symbolik mit 
dem Sitz in Innsbruck und der Au-
ßenstelle in Bozen. Wir sind nördlich 
und südlich des Alpenhauptkamms 
— das ist ein Symbol der grenzüber-
schreitenden Zusammenarbeit, die 
wir im Sekretariat jeden Tag leben. 
Das macht die praktische Arbeit 
nicht immer leichter, aber in der 
politischen Realität halte ich diese 
Symbolwirkung für sehr wichtig.

Sehen Sie ein Problem in der Kon-
stellation, wonach nun am in Ös-
terreich angesiedelten Ständigen 
Sekretariat ein Österreicher Ge-
neralsekretär der Alpenkonventi-
on ist? 
Reiterer: Ich mag zwar als Privat-
mensch ein Österreicher sein, als 
Generalsekretär bin ich der Alpen-
konvention verschrieben und nicht 
Österreich. Ich bin ein internationa-
ler Funktionär und habe meine Auf-
gabe als solcher zu erfüllen.
Wir haben ein international aufge-
stelltes Team, in dem alle Alpen-
sprachen gut vertreten sind. Das ist 
extrem wichtig, weil es die Interna-
tionalität des Sekretariates zeigt. Es 
ist wichtig Leute zu haben, die in 
den Muttersprachen agieren können 

und es sind alle im Sekretariat min-
destens zwei-, die meisten dreispra-
chig und mehr. 
Wenn man Staatsangehörige der 
beiden Sitzstaaten Italien und Ös-
terreich vom Posten des General-
sekretärs ausschließen würde, wäre 
das Kandidatenfeld sehr verringert. 
Man muss durch die Integrität der ei-
genen Arbeit zeigen, dass es einem 
an dieser Internationalität liegt, die 
eine Realität ist im Alpenraum.

Die Schweiz hat bisher kein Proto-
koll ratifiziert, alle Versuche dazu 
sind gescheitert. Werden sie wei-
tere Anläufe unternehmen?
Reiterer: Ich halte die Schweiz für 
einen extrem wichtigen Partner in 
der ganzen Dynamik der Alpenkon-
vention und sie nimmt immer wieder 
eine sehr aktive und wichtige Rolle 
ein. Man wird in enger Absprache 
mit der Schweizer Delegation sehen, 
welche Aktivitäten möglich sind, um 
die Schweiz bestmöglich drinnen zu 
haben. Man darf die Schweizer nicht 
als Mitglied der Alpenkonvention 

zweiter Klasse sehen. So etwas gibt 
es nicht, die Schweiz ist ein genauso 
wichtiger Bestandteil des Systems, 
wie alle anderen Alpenstaaten. 

Aber ein Problem ist es, dass sie 
die Protokolle nicht ratifizieren.
Reiterer: Natürlich wäre es mir lie-
ber, wenn ein Land, das so stark als 
Alpenland wahrgenommen wird, die 
Protokolle ratifizieren würde. Aber 
es ist ja noch nicht aller Tage Abend.

Danke für das Gespräch.
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Ständiger Ausschuss

Ständiger Ausschuss in Cortina d‘Ampezzo

von Ewald Galle*

* Ewald Galle ist Mitarbeiter im Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft, Abt. V/9 − Internationale 
Umweltangelegenheiten. 
Die in diesem Beitrag wiedergegebenen Ansichten sind die des Autors und müssen sich nicht mit denen der Institution decken.

Der äußere Rahmen mit Cortina 
d’Ampezzo als Veranstaltungsort für 
die 53. Sitzung des Ständigen Aus-
schusses des Alpenkonvention am 
26. und 27. Juni 2013 war beeindru-
ckend und auch die Zielsetzungen 
des italienischen Vorsitzes waren 
sehr ambitioniert. 
So gab es erstmalig die von Öster-
reich initiierte Einbeziehung von 
Jugendlichen und 
insbesondere des Ju-
gendparlaments in das 
Sitzungsprogramm. 
Dabei wurden ausge-
wählte Delegationen 
von den Jugendlichen 
zu bestimmten Be-
reichen befragt. Da 
die Zeit sehr knapp be-
messen war, konnten 
viele Fragen nur sehr 
oberflächlich beant-
wortet werden. Mag 
die einhellige Meinung 
über diese Initiative 
auch sehr positiv sein, 
so darf es künftig zu 
keiner alibihaften Ab-
arbeitung von Themen 
an Stelle eines permanenten Dialogs 
mit den Jugendli-chen kommen.
Auf der Haben-Seite des Treffens 
konnte die Ratifikation des Ver-
kehrsprotokolls durch die Europä-
ische Gemeinschaft (EG) am 10. 
Juni 2013 verbucht werden, ebenso 
wie die Vorlage aller Übersetzungen 
des 4. Alpenzustandsberichtes zum 
Thema „Nachhaltiger Tourismus in 
den Alpen“ (siehe Beitrag S. 7).

Makroregionale Strategie im 
Mittelpunkt
Eine weitere Novität betraf eine 
erstmalig vom italienischen Vorsitz 
initiierte Parallelveranstaltung alle 
Plattformen und Arbeitsgruppen im 
Rahmen der Alpenkonvention, mit 
dem Ziel, sich kennenzulernen und 
fachlich besser abzustimmen. Tat-
sächlich anwesend waren aber nur  
acht von insgesamt 13 ExpertInnen-
gruppen. 
Der für die Zukunft der Alpenkon-
vention essenzielle Punkt betraf die 

Makroregionale Strategie (MRS) für 
den Alpenraum und vor allem die 
Frage nach dem Input und der Rol-
le der Alpenkonvention. Ausgangs-
punkt waren die letzten Aktivitäten, 
darunter die Entschließung des 
Europäischen Parlaments vom 23. 
Mai 2013 [2013/2549(RSP)] und die 
zwischenzeitig abgehaltene erste 
Sitzung des von Frankreich einge-

richteten Redaktionskomitees (= 
Paritätischer Ausschuss). Die daran 
anschließende Diskussion zielte in 
zwei Richtungen: 
•	Die Einbeziehung der Alpenkon-

vention als internationaler Or-
ganisation in die schon ange-
laufenen Verhandlungen unter 
französischem Vorsitz im Rahmen 
des genannten Redaktionskomi-
tees.

•	Die Vorbereitung der für 28. No-
vember 2013 in Brüssel vorgese-
henen gemeinsamen Konferenz al-
ler Initiativen im Rahmen der MRS. 

Frankreich als Initiator und Koordi-
nator des Redaktionskomitees un-
terstrich zwar, dass die Alpenkon-
vention willkommen sei, nur sollte 
im Beschluss dazu nichts stehen. 
Letztlich wurde aber das Ersuchen 
ausgesprochen, wonach die Ver-
tragsparteien dafür zu sorgen hät-
ten, dass die Alpenkonvention, ver-
treten durch den Vorsitz und das 
Ständige Sekretariat, in das von 

Frankreich koordinierte Redakti-
onskomitee  der Alpenstaaten und 
Regionen miteinbezogen wird, um 
bei der Ausarbeitung eines gemein-
samen Vorschlags für eine mögliche 
MRS mitzuwirken. Dieser Beschluss 
ließ für kurze Zeit die Illusion ent-
stehen, dass die Alpenkonvention 
bereits zur nächsten, für den 25. 
Juli 2013 in Wien anberaumten Ver-

anstaltung dieses Ko-
mitees offiziell einge-
laden werden würde, 
was aber nie gesche-
hen ist. Dieser bis 
dato an Transparenz 
und echter Integrati-
on nur sehr mangel-
hafte Prozess soll mit 
einer in der zweiten 
Oktoberhälfte in Gre-
noble vorgesehenen 
Konferenz einen wei-
teren Höhepunkt er-
fahren und letztlich 
durch einen entspre-
chenden Beschluss 
im Europäischen Rat 
am 19. Dezember 
2013 abgeschlossen 

werden, der die Absicht der EU aus-
drücken soll, eine MRS für den Al-
penraum einzurichten. Eine so um-
fassende Strategie wird aber wohl 
kaum die Alpenkonvention als einzig 
existierender gemeinsamer und zu-
dem rechtlich verbindlicher Rah-
men negieren können: wer soll denn 
sonst die vitalen Interessen der Älp-
lerInnnen wahrnehmen? 
Die zweite Kernfrage, die Abhaltung 
der von der Alpenkonvention initi-
ierten und von der Alpenkonferenz 
im September 2012 beschlossenen, 
gemeinsamen Konferenz am 28. No-
vember 2013 in Brüssel, wurde nur 
kurz angesprochen, ohne aber das 
Verhältnis zur erwähnten Veranstal-
tung in Grenoble zu klären. Um mit 
den notwendigen Vorbereitungen 
ehest möglich zu starten, wird die 
Alpenkonventionsarbeitsgruppe 
„MRS“ die notwendigen Veranlas-
sungen zu treffen haben. 

Cortina d'Ampezzo, inmitten der Dolomitenberge gelegen, bildete den Rahmen für die Sit-
zung des 53. Ständigen Ausschusses.

©
 J

os
ef

 E
ss

l



7

Alpenzustandsbericht „Nachhaltiger Tourismus in den Alpen“

die alpenkonvention    72/2013

Alpenzustandsbericht „Nachhaltiger Tourismus in den Alpen“

Mit dem vierten Alpenzustandsbericht zeigt die Alpenkonvention die Komplexität und Bedeutung des Tou-
rismus in den Alpen auf und sensibilisiert für das Spannungsfeld zwischen Schutz und Nutzung des größten 
zusammenhängenden Erholungsgebietes Europas. Neben grundsätzlichen Informationen werden Stärken und 
Schwächen, Herausforderungen und Chancen des Alpentourismus benannt. Ein Überblick.

von Katharina Mayer-Ertl*

Der Tourismus im Alpenraum hat 
bereits eine lange Tradition — dem-
entsprechend groß sind auch das 
Angebot und die Nachfrage. Ne-
ben bedeutenden ökonomischen 
Aspekten hat der Tourismus in den 
Alpen auch soziale und ökologische 
Auswirkungen.
Wie wichtig der Tourismus wirk-
lich für den Alpenraum ist und vor 
welchen Herausforderungen dieser 
künftig steht — darüber gibt es bis-
her nur wenige Untersuchungen.
Die Alpenkonvention, die über ein 
eigenes Tourismus-Protokoll verfügt, 
hat daher bei der XI. Alpenkonferenz 
im März 2011 beschlossen, ihren 
vierten Alpenzustandsbericht unter 
das Thema „Nachhaltiger Tourismus 
im Alpenraum“ zu stellen. Der Be-
richt soll neben der grundsätzlichen 
Information auch einen wichtigen 
Beitrag zur politischen Positionie-
rung des Themas liefern.

Strukturen des Tourismus 
Nach einer Einleitung zu den Definiti-
onen und Formen von nachhaltigem 
Tourismus, gibt der umfangreiche 
Bericht einen guten Überblick über 
die Strukturen und Maßnahmen zum 
Tourismus auf politischer Ebene.
Zunächst werden die wichtigsten 
internationalen Organisationen und 
Initiativen angeführt, die sich mit 
dem Thema Tourismus und seiner 
nachhaltigen Entwicklung befassen. 
Es folgt eine ausführlichere Dar-
stellung von Maßnahmen der Alpen-
konvention und der Europäischen 
Union, die ebenfalls die Alpenkon-
vention und ihre Protokolle unter-
zeichnet hat.
Einen detaillierten Überblick liefert 
der Alpenzustandsbericht über die 
rechtlichen Rahmenbedingungen, 
politische Maßnahmen sowie die 
Organisation des Tourismus in den 
Alpenländern. Dabei wird deutlich, 
dass der Tourismus als Querschnitts-
materie von vielen regionalen, na-

tionalen und europäischen Geset-
zen aus verschiedensten Bereichen 
tangiert und auch durch zahlreiche 
Ebenen (national, regional und lo-
kal) gesteuert wird. Interessant ist, 
dass in allen Alpenländern die Tou-
rismuspolitik in die Zuständigkeit 
der Wirtschaftsministerien fällt. 

Schwierige Datenlage
Der Hauptteil des Berichtes gibt 
eine Übersicht über die Situation 
des Tourismus in den Alpen: vom 
vielfältigen Angebot in den Alpen 
über den Einfluss und die Bedeutung 
des Tourismus auf die Wirtschaft, 
die Bevölkerung und die Landschaft 
bis hin zum Aufzeigen von guten Bei-
spielen aus der Praxis.
Eine Herausforderung stellte die 
Verfügbarkeit und Vergleichbarkeit 
der Daten dar. Da sich der Alpen-
raum auf Regionen mehrerer Staaten 
erstreckt, kommen unterschiedliche 
Erfassungsmethoden, Definitionen 
und Abgrenzungen zum Tragen. Au-
ßerdem wird nur ein geringer Anteil 
an touristischen Daten erfasst, etwa 
Bettenanzahl, Ankünfte und Nächti-
gungen. Welche Auswirkungen der 
Tourismus aber auf Beschäftigung, 
Umwelt und andere Wirtschafts-
zweige hat, wird bisher nur verein-
zelt erhoben.
Speziell in 
den Alpen 
spielt auch 
der Tagestou-
rismus eine 
bedeutende 
Rolle, mit 
Aspekten die 
von der Wert-
schöpfung bis 
zum verstärk-
ten Verkehrs-
aufkommen 
reichen. Da-
ten dazu sind 
jedoch äu-
ßerst selten 

vorhanden.
Trotz der oft unzureichenden Da-
tenlage wurde versucht, auch mit 
Hilfe zahlreicher anderer Berichte 
und Studien, einen Überblick über 
die Situation und die Bedeutung des 
Tourismus in den Alpen zu geben.
Bereits Ende des 19. Jahrhunderts 
waren die Alpen aufgrund ihres 
vielfältigen Angebotes an natür-
lichen Ressourcen und auch kultu-
rellem Erbe Anziehungspunkt für 
Erholungssuchende. Zuerst noch der 
wohlhabenderen Schicht vorbehal-
ten, wurde das Reisen und damit 
auch der Zugang zur Erholung im Al-
penraum durch den technischen und 
sozialen Fortschritt ab dem Zweiten 
Weltkrieg für breite Bevölkerungs-
schichten möglich.
Der Tourismus liefert mit insgesamt 
rund 50 Mrd. Euro jährlich einen 
wichtigen Beitrag für die Wirtschaft 
im Alpenraum (OECD, 2007) und hält 
einen Beschäftigungsanteil (direkt 
und indirekt) von etwa 15 Prozent 
(BAKBASEL, 2011).
Anhand der touristischen Dienst-
leistungskette, die UrlauberInnen 
normalerweise durchlaufen, zeigt 
der Bericht die Bandbreite des Tou-
rismus und seine Auswirkungen im 
Alpenraum auf. So werden die Teil-

* Katharina Mayer-Ertl ist stellvertretende Leiterin der Abt. III/3 Tourismus-Servicestelle in der Sektion Tourismus und Historische Objekte im 
Bundesministerium für Wirtschaft, Familie und Jugend und hat als Mitglied der ad-hoc-Expertengruppe an der Erarbeitung des 4. Alpenzustands-
berichts mitgewirkt.

Verkehrsmittel im Tourismus (Reise O-D) in der Alpenregion, Quelle: Nationale Studi-
en, Meier (2000), Eurostat (2008), ÖW (2008) T-Mona, Duprez (2008), Seybert (2008), 
Statistik Austria (2008), BfS (2008) und eigene Berechnung.
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bereiche Information und Buchung, 
An- und Abreise sowie Mobilität vor 
Ort, Unterkunft, Freizeit- und Er-
lebnisaktivitäten etc. genauer un-
tersucht.
Bei der An- und Abreise zeigt sich, 
dass viele alpine Destinationen auf-
grund schlechter Erreichbarkeit mit 
öffentlichen Verkehrsmitteln vom 
Straßennetz abhängig sind und da-
mit auch der PKW das bevorzugte 
Verkehrsmittel ist. Im Durchschnitt 
kommen rund 84 Prozent der Gäste 
mit dem PKW, nur etwa 9 Prozent 
mit der Bahn.
Der Bericht beleuchtet auch die 
Tourismusintensität: Mit Hilfe der 
Zahl an Gästebetten pro Einwohne-
rIn wird die Angebotsseite auf Ge-
meindeebene und insbesondere die 
Verteilung über den Alpenbogen ge-
zeigt. Die Nachfrageseite wird durch 
die Nächtigungszahlen in diesen Be-
trieben pro EinwohnerIn in den Ge-
meinden bzw. Gemeindefläche dar-
gestellt (siehe Abb. oben).
Die durchschnittliche Aufenthalts-
dauer lag 2010 bei 3,5 Tagen, 2001 
hatte sie noch 3,9 Tage betragen. 

Es ist also auch im Alpenraum ein 
Trend zu kürzeren Reisen bemerk-
bar. Längere Aufenthalte verzeich-
nen insbesondere Destinationen des 
Zentralalpenraums.

Herausforderungen im 
Alpentourismus
Im Anschluss an den Überblick zur 
aktuellen Situation werden die 
Stärken und Schwächen sowie die 
Herausforderungen des künftigen 
Alpentourismus aufgezeigt. Da es 
den typischen Alpentourismus auf-
grund sehr unterschiedlicher Gege-
benheiten nicht gibt, wurden sieben 
Hauptformen identifiziert und im 
Detail beleuchtet.
Sie stellen Grundtypen dar, die Kern
elemente der alpinen Destinationen 
identifizieren. Dabei können Desti-
nationen durchaus mehrere Typen 
abdecken und dementsprechend 
ihre Entwicklungsmaßnahmen und 
Strategien ausrichten.
Anhand der treibenden Kräfte Kli-
mawandel, demografischer Wandel, 
Energieverfügbarkeit, Dynamik der 
weltweiten Tourismuswirtschaft, 

Entwicklungen im Transportwesen 
und der veränderten Wissens- und 
Informationsgesellschaft werden 
die Chancen aber auch Notwendig-
keiten zur Anpassung für die einzel-
nen Tourismustypen im Alpenraum 
aufgezeigt.
Aus dieser Analyse ergeben sich für 
die ExpertInnengruppe 14 vorran-
gige Herausforderungen. Für die-
se werden am Schluss des Berichts 
Maßnahmen vorgeschlagen, um die 
nachhaltige Entwicklung des Tou-
rismus im Alpenraum voranzutrei-
ben und so auch im internationalen 
Wettbewerb bestehen zu können. 
Diese Maßnahmen orientieren sich 
an den drei Säulen der Nachhaltig-
keit: 
•	Natur- und Umweltschutz als 

Rückgrat des Alpentourismus, 
•	Wahrung ausgewogener soziokul-

tureller Rahmenbedingungen für 
den Tourismus und 

•	Stärkung der wirtschaftlichen Di-
mension des nachhaltigen Touris-
mus. 

Verknüpft werden die vorgeschla-
genen Maßnahmen mit den verschie-
denen Instrumenten, die zur Förde-
rung des nachhaltigen Tourismus zur 
Verfügung stehen: von Anreizen für 
TouristInnen über Bewusstseinsbil-
dung und aktive Einbeziehung aller 
Beteiligten bis hin zu neuen Geset-
zen und Adaptierung der bestehen-
den Vorschriften.
Der vierte Alpenzustandsbericht 
liefert seinen LeserInnen einen 
umfangreichen Überblick über die 
Struktur, die Bedeutung und die He-
rausforderungen des Tourismus in 
den Alpen. Durch zahlreiche „Good-
Practice Beispiele“ und Vorschläge 
für Maßnahmen zum Umgang mit 
den künftigen Herausforderungen 
bietet er Anregungen zur Nachah-
mung und Weiterentwicklung der 
politischen Maßnahmen und Koope-
rationen für einen nachhaltigeren 
Tourismus im Alpenraum.

Seit 2007 veröffentlicht die Alpenkonvention im Zweijahresrhythmus Alpenzustandsberichte zu 
ausgewählten Themen. Die Berichte:
•	informieren über ökologische, wirtschaftliche und soziale Entwicklungen im Alpenraum,
•	enthalten Anhaltspunkte für die Erarbeitung von Strategien und Maßnahmen.
Der vorliegende vierte Bericht wurde vom Ständigen Sekretariat gemeinsam mit dem Schwei-
zer Vorsitz der Alpenkonferenz und einer Ad-hoc-Expertengruppe unter französischem Vorsitz 
erarbeitet. Im November 2012 wurde er vom Ständigen Ausschuss angenommen und ist seit 
Ende Juni 2013 in allen Alpensprachen und Englisch auf der Homepage der Alpenkonvention 
verfügbar: 
www.alpconv.org/de/AlpineKnowledge/RSA/tourism/default.html

Bei der Berechnung der Tourismusintensität wird die Zahl der Nächtigungen in Relation zur Bevölkerungs-
zahl gesetzt — je dunkler das Grün, desto dominanter der Tourismus.
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Natura 2000: 
Österreich muss Schutzgebietsnetzwerk erweitern

Österreich ist in Sachen Natura 2000 säumig und muss rund 200 neue Gebiete ausweisen. Ein Vertragsver-
letzungsverfahren der EU-Kommission wurde bereits eingeleitet. Wie konnte es so weit kommen? Und wie 
kann neben der Natur auch die heimische Wirtschaft von einem intakten Schutzgebietsnetzwerk profitieren? 

von Mathilde Stallegger*

* Mathilde Stallegger ist im Umweltdachverband Projektleiterin im Bereich Naturschutz, Ressourcen & Energie.

NATURA 2000-Gebietsvorschläge der Europäischen Kommission — Laut Anhang des Mahnschreibens der Europäischen Kommission an die Repu-
blik Österreich vom 30. Mai 2013. 
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Bereits im Dezember 2012 ging in 
Wien ein Schreiben der EU ein, 
das die mangelhafte Ausweisung 
heimischer NATURA 2000-Schutz-
gebiete bestätigte. Österreich hat 
darauf nicht adäquat reagiert. Die 
Folge: Ende Mai 2013 leitete die 
Europäische Kommission ein Ver-
tragsverletzungsverfahren ein, 
welches bei weiterer Untätigkeit 
der österreichischen Bundesländer 
die SteuerzahlerInnen teuer zu ste-
hen kommen könnte. Denn die EU-
Verträge sehen in derartigen Fällen 
Geldstrafen von bis zu 60 Mio. Euro 
pro Jahr vor. 
Die Bundesländer müssen daher 
nun ihre Pflichten, weitere NATURA 
2000-Gebiete auszuweisen, definitiv 
erfüllen. Die Kommission betonte in 
ihrem Schreiben, dass „das NATURA 
2000-Netzwerk in Österreich noch 
immer unvollständig ist und dass 
FFH-Gebietsvorschlagsdefizite für 
12 Lebensraumtypen und 29 Arten 
in der Alpinen sowie für 14 Lebens-
raumtypen und 42 Arten in der Kon-

tinentalen Biogeografischen Region 
Österreichs vorliegen“. Laut Frank 
Vassen von der Generaldirektion 
Umwelt der EU-Kommission zeich-
net sich Österreich hinsichtlich der 
Verpflichtung zur Meldung von FFH-
Gebieten durch eine formal begrün-
dete Verweigerungshaltung aus, die 
EU-weit einzigartig sei. So gebe es 
in Österreich derzeit etwa genauso 
viele Fälle von Arten und Lebens-
raumtypen ohne FFH-Gebietsmel-
dung wie in allen anderen EU-Mit-
gliedstaaten zusammen! 

Föderalismus als Hemmschuh 
für den Naturschutz
Ursache für die unhaltbaren Zustän-
de rund um NATURA 2000 ist das oft 
kritisierte Faktum, dass es in Öster-
reichs Naturschutzpolitik keine zen-
trale Koordination und bundesweite 
Vorgehensweise gibt. 
Als reine Landessache hinkt der 
Naturschutz im europäischen Ver-
gleich, auch 20 Jahre nach der Ver-
abschiedung der Flora-Fauna-Habi-

tat-Richtlinie 1992, hinten nach. 
Die Bundesländer verfolgten bislang 
unterschiedliche Strategien in der 
Ausweisung von NATURA 2000-Ge-
bieten: Während sich manche an 
schutzwürdigen Habitaten und Ar-
ten nach den Anhängen der FFH-
Richtlinie orientierten, haben an-
dere lediglich bereits anderweitig 
geschützte Gebiete aufgenommen. 
Die wenigsten jedoch haben für eine 
fundierte Erhebung wirklich Zeit und 
Geld investiert. Kein Wunder also, 
dass das Schutzgebietsnetzwerk lü-
ckenhaft ist. Aufgrund mangelnder 
Unterstützung seitens der politisch 
Zuständigen, fehlender planerischer 
Unterlagen (z. B. Kartierung der 
Schutzgüter) und der wenigen in-
vestierten Ressourcen punkto Infor-
mation und Partizipation von Grund-
eigentümerInnen und Betroffenen 
konnte der „erste“ Ausweisungspro-
zess weder Naturschutzorganisati-
onen noch LandbewirtschafterInnen 
zufriedenstellen. 
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Eingriffs- und Bauverbot in 
allen potenziellen Europa-
schutzgebieten 
Rückte der Umweltdachverband im 
Juni 2012 mit seiner Schattenliste 
noch lediglich 55 neue Gebiete in 
den Fokus, die bereits als die am 
besten für eine Ausweisung geeignet 
eingestuft wurden, fordert die Kom-
mission nach eigenen Recherchen 
nun sogar 200 Gebiete, die aufgrund 
der betroffenen Lebensraumtypen 
und Arten als Entscheidungsgrund-
lage für die weitere Schutzgebiets-
ausweisung dienen sollten. Unter 
diesen Gebieten finden sich Natur-
kleinode wie die Isel und der Piz 
Val Gronda in Tirol, die Sattnitz in 
Kärnten oder das Machland Nord 
und das Warscheneck in Oberöster-
reich (siehe Karte S. 9). Die Lan-
desregierungen sind unionsrechtlich 
verpflichtet, für diese „faktischen“ 
NATURA 2000-Gebiete Eingriffe aus-
zuschließen, die deren ökologische 
Merkmale beeinträchtigen könnten 
und müssen alle erforderlichen 
Maßnahmen ergreifen, um solche 
Eingriffe zu verhindern. Der Um-
weltdachverband empfahl den Lan-
desregierungen daher, alle in diesen 
Gebieten laufenden Verfahren und 
Projekte, die dieser Rechtsprechung 
widersprechen, auszusetzen bis eine 
finale und rechtsverbindliche Klä-
rung des weiteren Ausweisungsbe-
darfs herbeigeführt ist. Folgen die 
Naturschutzverwaltungen der Bun-
desländer dieser Rechtsprechung 
nicht, können enorme wirtschaft-
liche Konsequenzen die Folge sein.

 Jetzt konkrete Schritte für die 
Nachnominierung setzen!
Der Umweltdachverband hat im 
Rahmen seiner Jahrestagung am 21. 
Juni 2013 in Molln, gemeinsam mit 
AkteurInnen des Naturschutzes in 
Österreich und der EU-Kommission, 
die aktuellen Entwicklungen dis-
kutiert und Empfehlungen für die 
weitere Vorgehensweise der Bun-
desländer aufgezeigt. In diesen Pro-
zess, der idealerweise nicht länger 
als zwei bis drei Jahre dauern sollte, 
sollen demnach zusätzlich zu den für 
die Umsetzung von NATURA 2000 zu-
ständigen Bundesländern auch Fach-
expertInnen, NGOs, die BürgerInnen 
(z. B. in Form von Bürgerinitiativen) 
sowie die Grundeigentümer und 
Landbewirtschafter eingebunden 
werden. Eine externe und profes-
sionelle Moderation des Prozesses 
wird als unabdingbar betrachtet. 
Weiters wird empfohlen, dass das 
Bundesministerium für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Was-
serwirtschaft eine verstärkte Koor-
dinierungsrolle übernimmt. Zu den 
wichtigsten konkreten Schritten, 
die von den TagungsteilnehmerInnen 
identifiziert wurden, zählen u. a. die 
Aufstellung der Kosten, die mit der 
Nachnominierung der Gebiete zu-
sammenhängen, und die Schaffung 
wissenschaftlich fundierter Daten-
grundlagen als Entscheidungshilfe. 
Besonders hervorzuheben ist auch 
die Notwendigkeit, die Bevölkerung 
in den nachzunominierenden Gebie-
ten über die Folgen und Chancen von 
NATURA 2000 aufzuklären und den 

Dialog zwischen den verschiedenen 
Interessengruppen zu fördern.

Investieren in NATURA 2000 
ist auch ökonomisch sinnvoll!
Die EU-rechtskonforme Umsetzung 
der Vervollständigung des NATU-
RA 2000-Netzwerks und somit der 
Erhalt schützenswerter Arten und 
Lebensräume bringt selbstverständ-
lich viel Investitionsbedarf mit sich. 
NATURA 2000 ist aber wesentlich 
mehr als ein europäisches Netzwerk 
an Schutzgebieten — komplettiert, 
erfolgreich umgesetzt und entspre-
chend gemanagt, können Schutz-
gebiete auch bedeutende Quellen 
der Wertschöpfung sein. Europaweit 
entspricht die Leistung von NATU-
RA 2000 zirka zwei bis drei Pro-
zent des EU-Bruttoinlandprodukts 
(BIP). Die Wertschöpfung aus Koh-
lenstoffbindung, Wasserversorgung 
und -reinigung, dem Schutz vor 
Naturkatastrophen, aus Tourismus 
und Freizeitaktivitäten, die ihren 
Ursprung in NATURA 2000-Gebieten 
finden, ist dabei von enormer Be-
deutung. Nicht zuletzt aus diesen 
ökonomischen Überlegungen heraus 
muss die Politik endlich den Mut 
aufbringen, in Form von Kommuni-
kations-, Management- und/oder 
Monitoring-Maßnahmen in NATURA 
2000-Gebiete zu investieren. Die 
Natur wird es zurückgeben! 
Eine Gegenüberstellung der ge-
schätzten Kosten mit dem erwar-
teten Nutzen ergab z. B. in Schott-
land über den Zeitraum von 25 
Jahren ein Verhältnis von etwa 1:7. 
Mit der Finalisierung des Schutzge-
bietsnetzwerks wird darüber hinaus 
eine langgehegte Forderung der 
Wirtschaft erfüllt, endlich Rechts-
sicherheit für Investitionsvorha-
ben zu schaffen und das Risiko von 
„Stranded Investments“ durch vor-
eilige Planungen in möglichen NA-
TURA 2000-Gebieten deutlich zu 
reduzieren. Alles in allem können 
dann die Energien der Regionalent-
wicklung stärker gebündelt und die 
Ausrichtung auf eine nachhaltige 
ökologische UND ökonomische Ent-
wicklung forciert werden. Fazit: Die 
Scheu vor NATURA 2000 ist unange-
bracht. Es gilt, dieses Schutzinstru-
ment in allen Facetten zu nutzen!

Potenzielles NATURA 2000-Gebiet: Der Gebirgsstock des Warscheneck in Oberösterrreich.
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Weitere Infos:
www.umweltdachverband.at/the-
men/naturschutz/natura-2000
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Workshop Naturschutzprotokoll

Das Naturschutzprotokoll der Alpenkonvention — 
Bedeutung und Anwendung

von Peter Haßlacher*

Anstelle einer Jahrestagung veran-
staltete CIPRA Österreich mit der 
Rechtsservicestelle Alpenkonvention 
am 4. Juli 2013 in Salzburg auf Be-
schluss der Delegiertenversammlung 
den Workshop „Das Naturschutzpro-
tokoll der Alpenkonvention — Be-
deutung und Anwendung“. Gerade 
bei der rechtlichen Auslegung ver-
schiedener Artikel des Durchfüh-
rungsprotokolls „Naturschutz und 
Landschaftspflege“ der Alpenkon-
vention hat es in den letzten Jah-
ren immer wieder unterschiedliche 
Auslegungen in Behördenverfahren 
gegeben. Einerseits wird eine öster-
reichweit über die einzelnen Bun-
desländer/Bezirkshauptmannschaf-
ten hinweg reichende einheitliche 
Anwendung des Protokolls und sei-
ner Inhalte vermisst, andererseits 
gibt es erhebliche Interpretations-
auffassungen zwischen Behörden-
vertreterInnen, der Wissenschaft, 
NGOs und auch der Rechtsservice-
stelle Alpenkonvention bei CIPRA 
Österreich.
Grund genug also, um zu diesem 
Workshop einzuladen. Allein von ih-
rer Mitgliederstruktur her gesehen 
— die neun Naturschutzabteilungen 
der Länder und neun Naturschutz-
organisationen** (siehe auch www.
cipra.org) stellt die Alpenschutz-
kommission CIPRA Österreich eine 
geeignete Plattform für den Aus-
tausch von Herangehensweisen bei 
der rechtlichen Anwendung der 
Alpenkonventionsinhalte dar. Rund 
35 interessierte TeilnehmerInnen 
beehrten erfreulicherweise diesen 
Workshop, wobei insbesondere die 
Anwesenheit zahlreicher Behörden-
vertreter (aus Salzburg, Steiermark, 
Ober- und Niederösterreich) her-
vorzuheben ist. Die Teilnahme des 
seit 1. Juli 2013 im Amt befindlichen 
Generalsekretärs der Alpenkonven-
tion, Mag. Markus Reiterer, verlieh 
der Veranstaltung eine ganz beson-
dere Note.
Das Durchführungsprotokoll „Natur-
schutz und Landschaftspflege“ wur-

de deshalb zum 
G e n e r a l t h e m a 
des Workshops 
gewählt, weil In-
halte dieses Pro-
tokolls und deren 
konkrete Anwen-
dung in aktuellen 
Verfahren bzw. 
als Information 
für herannahende 
mögliche Ausei-
nandersetzungen 
mehrfach im Fo-
kus heftiger Dis-
kussionen stan-
den. Der Artikel 
11 Abs. 1, mit 
dem Schutzgebie-
ten vor Eingriffen 
bewahrt werden sollen, befasste die 
ExpertInnen der Rechtsservicestelle 
Alpenkonvention bisher nämlich am 
häufigsten. So beim  Nationalpark 
Hohe Tauern-Salzburg, dem Natur-
schutzgebiet Warscheneck-Nord, 
dem Ruhegebiet Kalkkögel, dem 
Nationalpark/Biosphärenpark Nock-
berge, dem Naturschutzgebiet Söl-
ler Wiesen usw.
Kernelemente der von Christian 
Baumgartner moderierten Veran-
staltung bildeten die Vorstellung der 
Rechtsservicestelle Alpenkonventi-
on (Ewald Galle, Lebensministeri-
um) und des Naturschutzprotokolls 
mit seinen Inhalten und Beispielen 
der bisherigen Anwendung (Maximi-
lian Hautzenberg und Felix From-
melt, beide Universität Wien). An 
den Beispielen der geplanten ski-
touristischen Erschließungspläne 
der Stollenbahn Gasteinertal durch 
die Kernzone des Nationalparks 
Hohe Tauern in Salzburg und durch 
das Naturschutzgebiet Warscheneck 
in Oberösterreich wurden von Ex-
perten der Rechtsservicestelle (Ger-
hard Liebl, Innsbruck und Sebastian 
Schmid, Universität Innsbruck) die 
Stellungnahmen vorgestellt und er-
läutert. Besonders informativ und 
einprägsam waren die in den Ar-

beitsgruppen diskutierten Beispiele 
zur Erschließung des Piz Val Gronda 
in Ischgl (Tirol), des Hotelbaus am 
Obernberger See im Landschafts-
schutzgebiet Nößlachjoch-Obern-
berger See-Tribulaune (Tirol) und 
des Projektes ALPLOG Villach an 
den Bergsturzhängen südlich des 
Dobratsch im Landschaftsschutzge-
biet Schütt (Kärnten).
Dabei wurde das Verständnis für die 
vorgestellten Anwendungen am kon-
kreten Beispiel geschärft und der 
Stellenwert der Bestimmungen der 
Alpenkonvention für laufende Ver-
fahren herausgearbeitet. Es zeigte 
sich, dass die Protokollinhalte bei 
richtiger Anwendung sehr wohl Ein-
fluss auf die Behördenentscheidung 
haben. Für Interessierte sind die 
Workshop-Ergebnisse auf der CIPRA 
Österreich Homepage www.cipra.
org/de/CIPRA/cipra-oesterreich/
veranstaltungen/veranstaltungsru-
eckblick/naturschutzprotokoll-
ak-2013 nachzulesen.
Erfreulich ist schließlich, dass alle 
Workshop-Teilnehmer eine Fortset-
zung dieser Veranstaltung zu weite-
ren Protokollinhalten und konkreten 
Beispielen wünschen. CIPRA Öster-
reich wird dem entsprechen.

* Peter Haßlacher ist Vorsitzender von CIPRA Österreich.

** Arbeitsgemeinschaft der Berg- und Naturwachten Österreichs, Naturfreunde Österreich, Oesterreichischer Alpenverein, Österreichischer Forst-
verein, Österreichischer Naturschutzbund, Österreichischer Touristenklub, Zentralstelle der Österreichischen Landesjagdverbände, Verband 
Österreichischer Höhlenforscher, Kuratorium Wald

Das Naturschutzprotokoll der Alpenkonvention wurde im Rahmen des Work-
shops in Salzburg von den TeilnehmerInnen eingehend erläutert und diskutiert. 
Im Rahmen der Arbeitsgruppen, wurde mit den praktischen Beispielen die An-
wendung der Alpenkonvention und ihrer Protokolle vertieft.
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Bilder aus den Alpen — Eine 
andere Geschichte des Berg-
steigens

Der Autor Martin Scharfe (geb. 
1936) ist Volkskundler und hat sich 
seiner Publikationsliste nach vor 
allem im letzten Jahrzehnt mit der 
Alpingeschichte befasst. 2007 ist 
sein Buch „Berg-Sucht — eine Kul-
turgeschichte des frühen Alpinismus 
1750—1850“ erschienen. Bis zu sei-
ner Emeritierung vor zwölf Jahren 
war Scharfe Professor für Euro-
päische Ethnologie und Kulturfor-
schung an der Universität Marburg. 
Zwischen 2002 und 2006 hatte er 
eine Gastprofessur am Institut für 
Europäische Ethnologie/Volkskunde 
der Universität Innsbruck inne. 
Die „Bilder aus den Alpen“ sind 
dem frühen Alpinismus gewidmet 
und versammeln 66 Bilder aus den 
Alpenvereinsmuseen in Innsbruck 
und München — Gemälde, Aquarel-
le, Grafiken, Zeichnungen. Groß ist 
die Spannweite auch bei den Ent-
stehungsjahren der besprochenen 
Werke, die vom 17. Jahrhundert bis 
1930 reicht.
Spannend an den Texten zu den 
einzelnen Bildern ist seine Heran-
gehensweise, die immer über das 
dargestellte hinausreicht, ja bis-
weilen in den Mittelpunkt stellt, 
was man nicht sieht. Oft lenkt er 
den Blick auf Kleinigkeiten, etwa 
Ausrüstungsgegenstände oder win-
zige Gesten der ProtagonistInnen. 
In der Einleitung schreibt Scharfe: 
„Vielleicht spielgelt ja eine wilde 
Bilderfolge, ein bunter, vermeint-
lich zufällig zustande gekommener 
lockerer Bilderbogen die Geschichte 
des Berggehens getreuer ab als die 
angestrengte Bemühung, eine klare 
Linie zu finden.“ Scharfe arbeitet 
in vielen Bildanalysen die sozialen 
Verhältnisse zwischen Trägern, Füh-

rern, Einheimischen auf der einen 
und den aus der Stadt angereisten 
Touristen andererseits heraus. Weil 
seine Analysen zugleich nichts ab-
geschlossenes haben, ermöglicht er 
den LeserInnen weiter zu denken. 
Etwa — um beim erwähnten Beispiel 
zu bleiben — wie denn heute die 
sozialen Beziehungen zwischen den 
bereisten ÄlplerInnen und den Erho-
lung suchenden Massen sind, was die 
Konsequenzen aus dem jeweiligen 
Handeln der beiden Gruppen (und 
ihrer vielen Subgruppen) sind. 
Vermutlich nebenher und absichts-
los (weil kaum Gegenstand seiner 
Erörterungen) kratzt Scharfe an 
einem hartnäckigen Vorurteil, wo-
nach der Alpinismus bis quasi kürz-
lich eine ganz und gar männliche An-
gelegenheit gewesen sei. Scharfes 
Bilderbogen belegt, dass Frauen seit 
den Anfängen des Alpinismus dabei 
gewesen sind. 
Anzumerken ist Martin Scharfes er-
frischend unmoderne Sprache, frei 
von zeitgeistigen Begrifflichkeiten 
und Formulierungen, angenehm und 
inspirierend zu lesen. 
Lobenswert ist auch das hervor-
ragende Register des Buches, ge
gliedert in Personen; Berge, Land-

schaften und 
Orte; Sachen. 
Letzteres ist be-
sonders umfang-
reich und reicht 
von Wetterereig-
nissen und Ge-
genständen bis zu 
philosophischen 
und politischen 
Kategorien. (hs)
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Ehrenzeichen, Literaturtipp
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Salurner Straße 1/4. Stock
A-6020 Innsbruck

Martin Scharfe: Bilder aus den Alpen 
— Eine andere Geschichte des Bergstei-
gens; Böhlau Verlag; Wien, Köln, Wei-
mar; 216 S., € 22,90, ISBN 978-3-205-
78918-5

Am 14. Juni dieses Jahres wurde 
Ewald Galle vom Bundespräsi-
denten mit dem Großen Ehrenzei-
chen für Verdienste um die Republik 
Österreich ausgezeichnet. Seitens 
der Redaktion gratulieren wir un-
serem Mitglied des Redaktionsbei-
rats herzlich. 
Der Jurist Ewald Galle ist seit 1990 
im Bundesministerium für Land- 
und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft tätig und stell-
vertretender Leiter der Abteilung 
V/9 — Internationale Umweltange-
legenheiten. Wie den LeserInnen 
unserer Zeitschrift bestens bekannt, 
ist Ewald Galles Hauptaufgabenbe-
reich die Alpenkonvention. Österrei-
chs guter Ruf in diesem Bereich ist 
eng mit seinem Namen verbunden, 
er ist das Hirn und Herz vieler Aktivi-
täten — Ewald Galle ist Österreichs 
Mister Alpenkonvention. 
Galle ist Vorsitzender des Österrei-
chischen Nationalen Komitees und 
Leiter bzw. Mitglied in diversen Gre-
mien der Alpenkonvention und hat 
laufend die Delegationsleitung für 
Österreich inne.  In der Würdigung 
durch das Lebensministerium heißt 
es: „Ewald Galle hat die Ratifika-
tion der Konvention und ihrer Pro-
tokolle in Österreich vorbereitet, 
durchgeführt und betreut deren 
Umsetzung.“ Nicht zuletzt war es 
auch maßgeblich seiner Arbeit zu 
verdanken, den Sitz des Ständigen 
Sekretariates der Alpenkonvention 
nach Innsbruck zu bringen. (red)

Ehrenzeichen für 
Ewald Galle
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